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Einleitung: Mit Diktaturen umgehenEinleitung: Mit Diktaturen umgehen

Der Umgang mit undemokratischen Staaten ist eine schwierige He-

rausforderung. Das zeigte sich etwa 2022 bei der Fußballweltmeister-

schaft in Katar. Viele deutsche Fans kündigten einen Boykott der WM 

an, aber dennoch sahen rund siebzehn Millionen Deutsche die Spiele 

ihrer Elf im Fernsehen. Dass die deutsche Nationalmannschaft sich 

vor ihrem Auftaktspiel symbolisch den Mund zuhielt, verspotteten 

die einen als zu halbherzig, die anderen als Moralismus. Ähnlich kon-

trovers war die vorherige Katarreise von Wirtschaftsminister Robert 

Habeck, der dort um Gaslieferungen warb, um unabhängiger von 

Russland zu werden. Denn im Umgang mit Diktaturen treffen unter-

schiedliche politische, ökonomische und moralische Ziele aufeinan-

der. Regierungen müssen ausloten, ob sie Diktaturen mit Handschlä-

gen und Handel oder mit Sanktionen begegnen. Und im Alltag 

müssen wir entscheiden, ob wir Waren aus Diktaturen kaufen, Ur-

laube dort verbringen oder Verfolgten helfen.

Die engen Beziehungen zu Autokratien wie China, Russland 

oder Saudi-Arabien, die heute viel diskutiert werden, sind nicht erst 

durch die gegenwärtige Globalisierung oder die Männerkumpaneien 

von Politikern wie Gerhard Schröder entstanden. Schon seit Grün-

dung der Bundesrepublik trugen viele Akteure dazu bei, eine lang-

fristige Zusammenarbeit mit Diktaturen aufzubauen. Dieses Buch 

zeigt, wie Kooperationen mit Diktaturen seit der Ära Adenauer auf-

kamen und wie sie sich im Laufe der Zeit veränderten. Interne 

 Akten der Bundesregierung verdeutlichen, wie viele Politiker, Dip-

lomaten und Unternehmen die Zusammenarbeit mit Autokratien 

unterstützten, um «deutsche Interessen» zu fördern. Das stärkte zu-
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10 gleich den öffentlichen Protest gegen einige Autokratien, der den 

Umgang mit ihnen veränderte und neue Werte aufbrachte. Koopera-

tion und Kritik hingen oft eng zusammen. Welche Staaten daraufhin 

sanktioniert wurden, änderte sich, und die Reaktionen blieben oft 

vielstimmig.

Eine andere Geschichte der Bundesrepublik

Eine andere Geschichte der Bundesrepublik

Der Blick auf den Umgang mit Diktaturen eröffnet eine andere 

Perspektive auf die Geschichte der bundesdeutschen Demokratie. 

Bislang wurde vor allem die erfolgreiche innere Demokratisierung 

der Bundesrepublik betrachtet, die anfangs mit der Westbindung 

und dann mit der Ostpolitik einherging.
1
 Oft thematisiert wurde 

zudem der sich wandelnde Umgang mit der nationalsozialistischen 

Diktatur und der DDR. Weniger Beachtung fand, dass die bundes-

deutsche Demokratisierung rasch mit einem intensiven politischen 

und ökonomischen Austausch mit zahlreichen Diktaturen in allen 

Weltteilen einherging. Das galt für die südeuropäischen Diktaturen 

in Spanien, Portugal und Griechenland ebenso wie für viele Militär-

diktaturen in Südamerika.
2
 Bereits bei der Fußball-WM in Argen-

tinien 1978 musste sich die deutsche Nationalmannschaft zur dorti-

gen Diktatur positionieren, die zehntausende Gegner töten ließ. Im 

Ringen um Einfluss umwarb die Bundesrepublik afrikanische Auto-

kratien, und der wachsende Ölhandel verfestigte die Beziehungen 

mit den Regimen im Nahen und Mittleren Osten. Ihre «Petrodol-

lars» machten viel kritisierte Diktaturen wie die in Libyen oder Iran 

zu attraktiven Geschäftspartnern. Mit der Ostpolitik der 1970er 

Jahre intensivierte sich der Austausch mit den staatssozialistischen 

Ländern. Kurz darauf umwarben die Deutschen die Volksrepublik 

China. Meist war die Bundesrepublik rasch einer der größten Han-

delspartner dieser Diktaturen und genoss bei ihnen politisch, öko-

nomisch und kulturell ein hohes Ansehen.
3

Der deutsche Austausch mit Diktaturen nahm schon deshalb zu, 
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11weil sich fast überall in Afrika, Asien und Lateinamerika Autokratien 

verfestigten. In den 1970er Jahren galt nur noch rund ein Viertel aller 

Staaten weltweit als Demokratie.
4
 Genau in dieser Zeit nahmen so-

wohl die globalen Verflechtungen als auch das Eintreten für Men-

schenrechte stark zu. Seit den 1960er Jahren kam es in der Bundes-

republik vermehrt zu Protesten gegen die Kooperation mit Diktaturen. 

Gewerkschaften, die Neuen Linken und Migranten aus den betroffe-

nen Staaten wandten sich in Deutschland gegen «befreundete» Auto-

kratien, ebenso Journalisten, neue NGOs wie Amnesty International 

sowie Oppositionsparteien wie später besonders die Grünen. Wie 

dieses Buch zeigt, führten die Proteste mitunter zur Einstellung von 

Staatsbesuchen, zur Aufnahme von Verfolgten, mitunter sogar zu 

Sanktionen, denn die immer engeren politischen und ökonomischen 

Verflechtungen erleichterten Interventionen.
5
 Die Proteste trugen 

dazu bei, die in Deutschland gängigen Vorstellungen von Politik und 

Moral zu verändern und die Werte in der Außenpolitik zu verschie-

ben. Wertebasiert war allerdings bereits die frühe Politik in der Ära 

Adenauer, die sozialistische Staaten sanktionierte und antikommu-

nistische Autokratien tolerierte oder gar akzeptierte.

Wie Demokratien mit Diktaturen umgehen, ist kein spezifisch 

deutsches Thema. Auch andere Demokratien standen vor der Frage, 

welches Gewicht sie ökonomischen, strategischen und moralischen 

Zielen beimessen sollen. Diktaturen fordern viele Demokratien 

durch ihre nationalistische Machtpolitik heraus, die dazu führt, dass 

sie Absprachen und in der UN fixierte Rechte brechen. Ihre zentra-

listische Lenkung, Zensur und Korruption sind eine Herausforde-

rung für den wirtschaftlichen und kulturellen Austausch. Sie greifen 

zudem direkt in Demokratien ein, indem sie Oppositionelle im Aus-

land bedrohen und damit Reaktionen erzwingen.

Obwohl alle Demokratien vor diesen Herausforderungen stehen, 

war der bundesdeutsche Umgang mit Diktaturen von Beginn an 

durch einige Besonderheiten geprägt. Eine erste ist die nationalsozia-

listische Vergangenheit. Viele Deutsche sahen sich seit den 1950er 

Jahren erneut mit Regimen konfrontiert, die Oppositionelle verfolg-

ten und die Meinungsfreiheit unterdrückten. Die Erfahrung des 

 Nationalsozialismus führte dabei zu unterschiedlichen Reaktionen 
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12 auf Diktaturen: Sie konnte das antikommunistische Verständnis für 

autoritäre Ordnungen fördern, ebenso aber auch den Einsatz für 

Menschenrechte oder eine scheinbar unpolitische Neutralität. Noch 

1977 argumentierte etwa das Auswärtige Amt: «Nicht zuletzt wegen 

unserer eigenen Geschichte sollten wir uns etwas zurückhalten, wenn 

es darum geht, Menschenrechtsverletzungen in anderen Staaten an-

zuprangern.»
6
 Mit Verweis auf ihre Vergangenheit hielt sich die Bun-

desrepublik machtpolitisch und militärisch eher zurück. Stattdessen 

suchte sie vor allem ökonomisch und kulturell nach Anerkennung, 

Vertrauen und Einfluss. Die Bundesrepublik galt zwar selbst als ein 

Paradebeispiel dafür, dass aus einer Diktatur eine erfolgreiche Demo-

kratie entstehen konnte, aber aufgrund ihrer Vergangenheit stand sie 

unter besonderer internationaler Beobachtung und war darum fort-

laufend um ihr Ansehen im Ausland besorgt.
7
 Engere Kooperationen 

mit geächteten Diktaturen waren für die Deutschen riskanter als für 

andere Länder. Angesichts der NS-Vergangenheit hatte etwa die 

deutsche Zusammenarbeit mit Franco-Spanien, Griechenlands Mili-

tärdiktatur oder mit israelfeindlichen Staaten wie Libyen einen be-

sonderen Beigeschmack.

Zweitens sorgte die starke Exportorientierung der Bundesrepub-

lik dafür, dass der deutsche Austausch mit nicht-demokratischen Staa-

ten besonders intensiv war. Die Bundesrepublik liberalisierte gezielt 

ihren Außenhandel, und ihr Aufstieg zum «Exportweltmeister» ging 

mit vielfältigen engen Verbindungen zu Autokratien einher. Vom 

Umfang her war der bundesdeutsche Handel mit den westlichen De-

mokratien zwar größer, aber insgesamt profitierten die Deutschen 

von ihren weltweiten Geschäften. Vor allem für Diktaturen war diese 

Kooperation zentral, da die Bundesrepublik seit den 1960er Jahren 

zumeist zu ihren größten Handelspartnern zählte. Die Bundesregie-

rung unterstützte dies mit ihrer Handelsförderung. Die Frage, wie 

sich diese Handelspolitik zu den Ansprüchen an Demokratie und 

Menschenrechte verhielt, stellte sich vor allem für Güter wie Waffen 

und Atomkraftwerke, deren Export in Diktaturen als besonders heikel 

galt.

Eine dritte prägende Besonderheit war die deutsche Teilung. Die 

bundesdeutsche Abgrenzung zur DDR prägte auch den Umgang 
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13mit anderen Diktaturen. Dass die Bonner Regierung bis Anfang der 

1970er Jahre eine alleinige Anerkennung verlangte, erleichterte vie-

len Diktaturen eine privilegierte Partnerschaft mit der Bundesrepu-

blik. Der «Global Cold War» wertete selbst wirtschaftsschwache 

 Autokratien wie Zaire oder Äthiopien auf, die taktisch um Förde-

rung warben und drohten, sonst mit der DDR zu kooperieren.
8
 

Beide deutsche Teilstaaten konkurrierten zunehmend im Süden um 

Ansehen und Kontakte, und auch die DDR betonte, für Menschen-

rechte einzutreten.
9

Die Geschichte der Bundesrepublik wurde zumeist als eine er-

folgreiche Demokratisierung im Rahmen der Westbindung darge-

stellt.
10

 Das «westliche Lager» umfasste jedoch auch antikommunisti-

sche Diktaturen – in Europa etwa Portugal, Spanien und Griechenland, 

außerhalb Europas Staaten wie Iran, Südkorea, oder Brasilien. Durch 

die Blockbildung konnten sich solche Staaten dem «freien Westen» 

zuordnen.
11

 Die damalige Einteilung der Welt in Ost und West, Nord 

und Süd sowie in kommunistisch oder antikommunistisch über-

deckte vieles. Die Nord-Süd-Einteilung problematisierte die globale 

Verteilung von Macht und Reichtum, nicht aber Machtkonzenration 

und Unfreiheit in einzelnen Staaten. Eine Einteilung der Welt in de-

mokratische und autokratische Staaten etablierte sich dagegen im 

Kalten Krieg kaum. Dieses Buch erweitert somit die oft thematisierte 

bundesdeutsche Westbindung und Ostpolitik um einen Blick nach 

Süden, wobei die Himmelseinteilungen als wirkungsmächtige Kons-

trukte der Zeit aufzufassen sind.
12

 Im zeitgenössischen Sinne spreche 

auch ich mitunter von «Westen», «Osten» und «Süden».

Die deutsche Demokratiegeschichte wurde bislang vor allem im 

Kontext der Ost-West-Teilung betrachtet. Die Normen der Demo-

kratie entwickelten sich jedoch auch durch den Umgang mit Dikta-

turen jenseits der DDR. Begegnungen mit Autokratien – bei Staats-

besuchen, zivilgesellschaftlichen Kontakten oder beim Handel – ver-

langten eine gewisse Positionierung und Anpassung. Wie dieses Buch 

zeigt, beeinflusste der Umgang mit Diktaturen die demokratischen 

Normen und Praktiken der Bundesrepublik. Die Kritik an Diktatu-

ren förderte die innere Demokratisierung Westdeutschlands. Selbst 

Sanktionen gegen Diktaturen waren auch Signale nach innen und 
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13

 Sie waren zudem 

Botschaften an das westliche Ausland, das das deutsche Verhalten ge-

nau beobachtete. So warnte 1967 ein Abteilungsleiter des Auswärti-

gen Amtes beim Umgang mit Griechenlands Diktatur, die «Haltung 

der Bundes regierung könnte als Gradmesser für demokratische Ge-

sinnung gesehen werden».
14

Der Blick auf den bundesdeutschen Umgang mit Diktaturen er-

weitert so die Sicht auf die Nachgeschichte des Nationalsozialismus. 

Viele Studien haben bereits die hohe Personalkontinuität nach 1949 

herausgestellt, etwa in Ministerien, in der Justiz oder im Journalis-

mus.
15

 Am deutschen Umgang mit den weltweiten Diktaturen zeigt 

sich, welche Folgen das Erbe des Nationalsozialismus hatte. Sich an 

die heimische Demokratie anzupassen, gelang den meisten Eliten. 

Ihr Auftreten im autokratischen Ausland war hingegen eine Art Lack-

mustest, inwieweit diese Werte verinnerlicht worden waren. Wie 

handelten etwa altgediente Diplomaten, die nun in Teheran, Santiago 

de Chile oder Seoul erneut in Diktaturen agierten? Die jeweilige 

zeitgenössische Auseinandersetzung mit den NS-Verbrechen beein-

flusste ihren Umgang mit Diktaturen und neuen Genoziden.
16

Zugänge

Zugänge

Dieses Buch beschreibt den Wandel des bundesdeutschen Umgangs 

mit Diktaturen, aber nicht die Geschichte der Diktaturen selbst. Es 

blickt auf unterschiedliche Akteurinnen und Akteure, die autokra-

tische Staaten unterstützten, bekämpften oder pragmatisch Kontakte 

pflegten. Im Vordergrund steht dabei das «dealing with dictatorships», 

also Handlungen im Umgang mit diesen Staaten. Der leicht pejo-

rative Begriff «Deal» im Titel betont diese aktive Form der Koope-

ration, wobei sich das Buch nicht auf einzelne Absprachen und Ver-

träge verengt, sondern Interaktionen im weiteren Sinne untersucht. 

Selbst Menschenrechtsorganisationen mussten mit Diktaturen inter-

agieren, um Gefangenen dort zu helfen.
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15Im Zentrum stehen einerseits Politiker, Ministerialbeamte und 

Diplomaten, sei es bei Staatsbesuchen und vertraulichen Gesprächen, 

bei der Handelsförderung oder dem Einsatz für Menschenrechte. 

Andererseits blickt das Buch auf gesellschaftliche Gruppen, die sich 

mit Diktaturen auseinandergesetzt haben, wie Journalisten, Men-

schenrechtsaktivisten, Gewerkschaften, die Neue Linke oder Unter-

nehmer. Auch Migrantinnen und Migranten werden dabei als Teil 

der deutschen Demokratiegeschichte berücksichtigt.
17

 Der Blick auf 

das Zusammenspiel der unterschiedlichen Akteure verspricht Ant-

worten auf die Frage, wann und wie sich der Umgang mit Dikta-

turen wandelte. Das Buch ist damit eine Geschichte internationaler 

Politik, die Interventionen aus der Zivilgesellschaft und Öffentlich-

keit miteinbezieht.
18

Eine Geschichte des bundesdeutschen Umganges mit den Dikta-

turen der Welt liegt bislang nicht vor. Dennoch knüpft dieses Buch an 

vielfältige Forschungen an. Das gilt zunächst für Studien über bilate-

rale außenpolitische Beziehungen zu nicht-demokratischen Staaten. 

Besonders gut untersucht sind, neben der deutschen Ostpolitik, etwa 

die Beziehungen zu Spanien in den 1950er Jahren, zu Indonesien, 

Argentinien und zum Iran in den 1970er Jahren.
19

 Sie zeigten bereits 

das autoritäre Erbe des Nationalsozialismus und die exportgetriebene 

Suche nach Kooperation. Dieses Buch ergänzt diese Arbeiten um 

neue archivgestützte Schwerpunkte und bietet einen erweiterten po-

litischen Zugang. Nur mit Seitenblicken thematisiert es dagegen den 

bereits gut untersuchten Protest gegen Staaten wie Südafrika und Ni-

caragua.
20

 Ein wichtiger Bezugspunkt sind zudem Forschungen zur 

Geschichte der Menschenrechte. Sie fokussierten vor allem die 1970er 

Jahre als die Phase, in der Menschenrechte an Bedeutung gewan-

nen.
21

 Ob, wann und inwieweit Menschenrechte in der bundesdeut-

schen Außenpolitik eine Bedeutung entfalteten, ist bislang jedoch 

kaum systematisch erforscht.
22

 Mein Buch fragt offen nach den 

Grenzen des Menschenrechtsdiskurses und blickt auch auf Akteure, 

die nur selektiv Verfolgten halfen.

Wie Menschen aus Demokratien mit einer Diktatur umgehen, 

wurde bisher vor allem für den Nationalsozialismus und die Sowjet-

union untersucht. Zahlreiche Bücher beschreiben die ökonomische 
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16 Zusammenarbeit mit dem «Dritten Reich» oder die Kooperation 

von Journalisten, um Nachrichten von der NS-Elite zu erhalten.
23

 

Vor allem um Chamberlains Appeasement-Politik 1938 /39 kreist bis 

heute die Debatte, welche Form des Dialogs mit Diktaturen ange-

messen ist.
24

 Es gibt zwar erste Studien von Politikwissenschaftlern 

zu gegenwärtigen Beziehungen zu Diktaturen, insbesondere zu 

Russland und China, aber auch hier sind vergleichende Studien zum 

bundesdeutschen Umgang mit Diktaturen rar.
25

 Einige Forschung 

liegt dagegen zu den internationalen Sanktionen in der Gegenwart 

vor, die überwiegend als wirkungslos gelten.
26

Umstritten war und ist, welche Staaten überhaupt als Diktatur 

gelten. Viele Länder ohne frei gewählte Regierung beschrieben sich 

selbst als Demokratien. Die DDR nannte sich bekanntlich «Deutsche 

Demokratische Republik» und Nordkorea offiziell «Demokratische 

Volksrepublik Korea». Auch Libyens Herrscher Muammar Gaddafi 

beanspruchte für sich, eine «wahre Demokratie» zu leiten, während er 

Länder wie die USA als «tyrannische Diktaturen» ansah.
27

 Andere 

 undemokratische Staaten, wie Saudi-Arabien, wurden und werden als 

Monarchien bezeichnet. Die Herrscher undemokratischer Staaten 

wurden im öffentlichen Sprachgebrauch selten «Diktator» genannt, 

sondern König, Schah, Staatsoberhaupt, Präsident oder Generalsekre-

tär. Nur wenige Länder sprachen von sich selbst als einer Diktatur – 

wie etwa China von einer «Diktatur des Proletariats». «Diktatur» war 

somit meist eine gezielte Zuschreibung, die diskreditieren sollte.

Weil der Begriff «Diktatur» wertend ist, vermeidet ihn die heu-

tige Sozialwissenschaft.
28

 Historiker verwenden ihn für ausgewählte 

Regime des 20. Jahrhunderts, insbesondere für den Nationalsozialis-

mus und einzelne militärisch regierte Autokratien («Pinochets Dik-

tatur»), verschiedentlich für sozialistische Staaten («SED-Diktatur»), 

aber selten für Staaten des globalen Südens.
29

 Stattdessen gebraucht 

die Forschung vermehrt den Oberbegriff «Autokratie» für Staaten 

ohne frei gewählte Regierung, mit schwacher Gewaltenteilung und 

stark eingeschränktem Pluralismus. Er umfasst unterschiedliche Re-

gime wie Militärdiktaturen, absolute Monarchien oder Einparteien-

diktaturen.
30

 In diesem Buch werden die Begriffe «Diktatur» und 

«Autokratie» synonym für derartige Formen der nicht-gewählten 
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